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2 6 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Königreiches der Nieder-
lande über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges.

2 7 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Königreiches Belgien
über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges.

28. Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges.

26.

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung
des Königreichs der Niederlande über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges.

(Übersetzung.)
Österreichische Gesandtschaft.
Nr. 2183/A-51.

Den Haag, am 24. Mai 1951.

Euere Exzellenz!
Ich beehre mich, Euerer Exzellenz zur Kennt-

nis zu bringen, daß die Österreichische Bundes-
regierung, von dem Bestreben geleitet, den Reise-
verkehr zwischen Österreich und den Nieder-
landen zu erleichtern und damit. die Beziehun-
gen zwischen diesen beiden Staaten zu fördern,
bereit ist, auf Grund der Gegenseitigkeit die
nachstehenden Bestimmungen anzuwenden:

I.
Niederländische Staatsbürger können die

österreichische Grenze zur Durchreise oder zum
Zwecke eines drei Monate nicht übersteigenden
Aufenthaltes in Österreich mit einem gültigen
Reisepaß ohne Sichtvermerk überschreiten.

II.
Niederländische Staatsbürger, die die Absicht

haben, sich nach Österreich zu begeben, um
dort einen Beruf, ein Handwerk oder irgend-
eine andere bezahlte Tätigkeit auszuüben, be-
dürfen zur Einreise eines Sichtvermerkes, der
gebührenfrei erteilt wird.

III.
Niederländische Staatsbürger sind während

ihres Aufenthaltes in Österreich den für Aus-
länder geltenden Bestimmungen über den Auf-
enthalt und die Ausübung einer Erwerbstätigkeit
unterworfen.

IV.
Die Österreichische Bundesregierung behält

sich das Recht vor, unerwünschten Personen die
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Einreise nach oder den Aufenthalt in Österreich
zu untersagen.

V.
Die Österreichische Bundesregierung verpflich-

tet sich, die Kosten der Heimbeförderung mittel-
loser österreichischer Staatsbürger, die ohne
Sichtvermerk nach den Niederlanden eingereist
sind, für den Fall, daß ihnen der Aufenthalt in
den Niederlanden untersagt wird, zu tragen und
ihnen, falls nötig, die erforderlichen Reise-
dokumente auszustellen.

VI.
Das vorliegende Abkommen tritt am 1. Juli

1951 in Kraft und wird so lange angewendet
werden, bis eine der beiden Regierungen der
anderen zwei Monate im voraus die Absicht
zur Kenntnis bringt, entweder an dem Über-
einkommen Änderungen vorzunehmen oder es
außer Kraft zu setzen.

Falls die Königlich Niederländische Regierung
bereit ist, ein Abkommen auf Grund der obigen
Bestimmungen zu schließen, so wird diese Note
und die analoge an die österreichische Bundes-
regierung zu richtende Note der Königlich
Niederländischen Regierung als ein Abkommen
zwischen den beiden Regierungen gelten, das zu
dem in Art. VI vorgesehenen Datum in Kraft
tritt.

Ich bitte Euere Exzellenz, den Ausdruck meiner
ausgezeichneten Hochachtung zu genehmigen.

S e e m a n n m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn D. U. S t i k k e r ,

Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten.
Den Haag.

(Übersetzung.)
Ministère des Affaires Etrangères.
Direction des Affaires Générales et du Contentieux.
Nr. 51351.

Den Haag, am 24. Mai 1951.
Euere Exzellenz!

Ich beehre mich, Euerer Exzellenz zur Kennt-
nis zu bringen, daß die Regierung der Nieder-
lande, von dem Bestreben geleitet, den Reise-
verkehr zwischen den Niederlanden und Öster-
reich zu erleichtern und damit die Beziehungen
zwischen diesen beiden Staaten zu fördern, be-
reit ist, auf Grund der Gegenseitigkeit die nach-
stehenden Bestimmungen anzuwenden:

I.

Österreichische Staatsbürger können die nie-
derländische Grenze zur Durchreise oder zum
Zwecke eines drei Monate nicht übersteigenden
Aufenthaltes in den Niederlanden mit einem
gültigen Reisepaß ohne Sichtvermerk über-
schreiten.
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II.

Österreichische Staatsbürger, die die Absicht
haben, sich nach den Niederlanden zu begeben,
um dort einen Beruf, ein Handwerk oder irgend-
eine andere bezahlte Tätigkeit auszuüben, be-
dürfen zur Einreise eines Sichtvermerkes, der
gebührenfrei erteilt wird.

III.

Österreichische Staatsbürger sind während
ihres Aufenthaltes in den Niederlanden den für
Ausländer geltenden Bestimmungen über den
Aufenthalt und die Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit unterworfen.

IV.

Die Regierung der Niederlande behält sich das
Recht vor, unerwünschten Personen die Einreise
nach oder den Aufenthalt in den Niederlanden
zu untersagen.

V.

Die Regierung der Niederlande verpflichtet
sich, die Kosten der Heimbeförderung mittel-
loser niederländischer Staatsbürger, die ohne
Sichtvermerk nach Österreich eingereist sind,
für den Fall, daß ihnen der Aufenthalt in Öster-
reich untersagt wird, zu tragen und ihnen, falls
nötig, die erforderlichen Reisedokumente aus-
zustellen.

VI.

Das vorliegende Übereinkommen tritt am
1. Juli 1951 in Kraft und wird so lange ange-
wendet werden, bis eine der beiden Regierungen
der anderen zwei Monate im voraus die Ab-
sicht zur Kenntnis bringt, entweder an dem
Übereinkommen Änderungen vorzunehmen oder
es außer Kraft zu setzen.

Falls die Österreichische Bundesregierung be-
reit ist, ein Abkommen auf Grund der obigen
Bestimmungen zu schließen, so wird diese Note
und die analoge an die Regierung der Nieder-
lande zu richtende Note der Österreichischen
Bundesregierung als ein Abkommen zwischen
den beiden Regierungen gelten, das zu dem in
Art. VI vorgesehenen Datum in Kraft tritt.

Ich bitte Euere Exzellenz, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung zu ge-
nehmigen.

D.U. S t i k k e r m. p.
Seiner Exzellenz

Herrn R. Seemann
a. o. Gesandter und bev. Minister Österreichs

Den Haag

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Artikel VI am 1. Juli 1951
in Kraft getreten.

Figl
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27.

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung
des Königreiches Belgien über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges.

(Übersetzung.)
Österreichische Gesandtschaft.
Brüssel.
Zl. 40.259-A/51.

Brüssel, am 11. Oktober 1951.

Exzellenz!

Unter Bezugnahme auf das Schreiben der
Direction Générale C, 2ème Direction, 4ème
section, 6ème bureau P, Nr. 2202/Pr/Autriche,
vom 21. Juni 1951, beehre ich mich, Euerer Ex-
zellenz mitzuteilen, daß die österreichische Bun-
desregierung, von dem Bestreben geleitet, den
Reiseverkehr zwischen Österreich und Belgien
zu erleichtern und damit die Beziehungen
zwischen diesen beiden Staaten zu fördern, bereit
ist, mit der belgischen Regierung auf Grund der
Gegenseitigkeit ein Abkommen über die Be-
freiung der Angehörigen unserer beiden Länder
von der Sichtvermerkspflicht abzuschließen.

Ich schlage Euerer Exzellenz vor, nachstehen-
den Text anzunehmen:

Belgische Staatsangehörige können sich nach
Österreich begeben und sich dort für eine
Höchstdauer von zwei aufeinanderfolgenden
Monaten aufhalten, ohne Rücksicht auf den Aus-
gangsort und die Reiseroute, ohne genötigt zu
sein, vorher einen Sichtvermerk zu erlangen,
vorausgesetzt, daß sie im Besitze eines gültigen
Reisepasses sind.

II.

Belgische Staatsangehörige, die sich in Öster-
reich niederlassen oder dort für mehr als zwei
aufeinanderfolgende Monate aufhalten wollen,
müssen vorher von den zuständigen österreichi-
schen diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretungsbehörden die Anbringung eines Sicht-
vermerkes in ihren Reisedokumenten beantragen
und erhalten, aus dem hervorgeht, daß sie be-
rechtigt sind, sich in Österreich niederzulassen
oder aufzuhalten. Dieser Sichtvermerk wird ge-
bührenfrei erteilt.

III.

Österreichische Staatsbürger, die Besitzer eines
gültigen Reisepasses sind, können sich ohne
Rücksicht auf den Ausgangsort und die Reise-
route nach Belgien begeben und sich dort für
eine Höchstdauer von zwei aufeinanderfolgenden
Monaten aufhalten, ohne genötigt zu sein, vor-
her einen Sichtvermerk zu erlangen.



Stück 8, Nr. 27. 227

IV.

Österreichische Staatsbürger, die sich in Bel-
gien niederlassen oder sich dort mehr als zwei
aufeinanderfolgende Monate aufhalten wollen,
müssen vor ihrer Einreise in das Land bei den
zuständigen belgischen diplomatischen oder kon-
sularischen Behörden einen Sichtvermerk für
vorläufigen Aufenthalt in Belgien beantragen
und erhalten. Dieser Sichtvermerk wird ge-
bührenfrei erteilt.

V.

Die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges be-
freit nicht die belgischen und österreichischen
Staatsbürger, die sich nach Österreich respektive
nach Belgien begeben wollen, von der Befolgung
der in beiden Ländern in Geltung stehenden Ge-
setze und Vorschriften, betreffend die Einreise
und Ausreise, den Aufenthalt sowie die Aus-
übung einer wie immer gearteten Erwerbstätig-
keit. Personen, die gegenüber den zuständigen
Behörden nicht nachweisen können, daß sie diesen
Gesetzen und Bestimmungen entsprechen, kann
die Ermächtigung zur Einreise versagt werden.

VI.

Für die Einreise nach Belgisch-Kongo und
Ruanda-Urundi ist die vorherige Erlangung
eines Sichtvermerkes weiter erforderlich.

VII.

Vorstehende Bestimmungen finden auf In-
haber von Fremdenpässen und Spezialausweisen
keine Anwendung, die in allen Fällen eines kon-
sularischen Sichtvermerkes bedürfen.

VIII.

Dieses Abkommen tritt am 15. November
1951 in Kraft. Jeder der beiden vertragschließen-
den Teile kann das Übereinkommen ein Monat
im voraus aufkündigen.

Falls die belgische Regierung bereit ist, ein
Abkommen auf Grund der obigen Bestimmun-
gen zu schließen, so wird diese Note und die
analoge an die österreichische Bundesregierung
gerichtete Note der belgischen Regierung als ein
Abkommen zwischen den beiden Regierungen
gelten, das zu dem im Artikel VIII vorgesehenen
Datum in Kraft treten wird.

Ich bitte Euere Exzellenz, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung zu ge-
nehmigen.

Felix O r s i n i - R o s e n b e r g m. p.

Seiner Exzellenz

Herrn Paul V a n Z e e l a n d
Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten

8, rue de la Loi, B r u x e l l e s
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(Übersetzung.)

Ministère des Affaires Etrangères
et du Commerce Extérieur.

Brüssel, den 11. Oktober 1951.

Exzellenz!

Ich beehre mich, Euerer Exzellenz mitzu-
teilen, daß die belgische Regierung, von dem
Bestreben geleitet, den Reiseverkehr zwischen
Belgien und Österreich zu erleichtern und damit
die Beziehungen zwischen diesen beiden Staaten
zu fördern, bereit ist, mit der österreichischen
Bundesregierung auf Grund der Gegenseitigkeit
ein Abkommen über die Befreiung der Ange-
hörigen unserer beiden Länder von der Sicht-
vermerkspflicht abzuschließen.

Ich schlage Euerer Exzellenz vor, nachstehen-
den Text anzunehmen:

I.

Österreichische Staatsbürger, die Besitzer eines
gültigen Reisepasses sind, können sich ohne
Rücksicht auf den Ausgangsort und die Reise-
route nach Belgien begeben und sich dort für
eine Höchstdauer von zwei aufeinanderfolgenden
Monaten aufhalten, ohne genötigt zu sein, vor-
her einen Sichtvermerk zu erlangen.

II.

Österreichische Staatsbürger, die sich in Bel-
gien niederlassen oder sich dort mehr als zwei
aufeinanderfolgende Monate aufhalten wollen,
müssen vor ihrer Einreise in das Land bei den
zuständigen belgischen diplomatischen oder kon-
sularischen Behörden einen Sichtvermerk für
vorläufigen Aufenthalt in Belgien beantragen
und erhalten. Dieser Sichtvermerk wird ge-
bührenfrei erteilt.

III.

Belgische Staatsangehörige können sich nach
Österreich begeben und sich dort für eine Höchst-
dauer von zwei aufeinanderfolgenden Monaten
aufhalten, ohne Rücksicht auf den Ausgangsort
und die Reiseroute, ohne genötigt zu sein, vor-
her einen Sichtvermerk zu erlangen, voraus-
gesetzt, daß sie im Besitze eines gültigen Reise-
passes sind.

IV.

Belgische Staatsangehörige, die sich in Öster-
reich niederlassen oder dort für mehr als zwei
aufeinanderfolgende Monate aufhalten wollen,
müssen vorher von den zuständigen österreichi-
schen diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretungsbehörden die Anbringung eines Sicht-
vermerkes in ihren Reisedokumenten bean-
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tragen und erhalten, aus dem hervorgeht, daß
sie berechtigt sind, sich in Österreich nieder-
zulassen oder aufzuhalten. Dieser Sichtvermerk
wird gebührenfrei erteilt.

V.

Die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges be-
freit nicht die österreichischen und belgischen
Staatsbürger, die sich nach Belgien respektive
nach Österreich begeben wollen, von der Befol-
gung der in beiden Ländern in Geltung stehenden
Gesetze und Vorschriften, betreffend die Ein-
reise und Ausreise, den Aufenthalt sowie die
Ausübung einer wie immer gearteten Erwerbs-
tätigkeit. Personen, die gegenüber den zustän-
digen Behörden nicht nachweisen können, daß
sie diesen Gesetzen und Bestimmungen ent-
sprechen, kann die Ermächtigung zur Einreise
versagt werden.

VI.

Für die Einreise nach Belgisch-Kongo und
Ruanda-Urundi ist die vorherige Erlangung eines
Sichtvermerkes weiter erforderlich.

VH.

Vorstehende Bestimmungen finden auf In-
haber von Fremdenpässen und Spezialausweisen
keine Anwendung, die in allen Fällen eines kon-
sularischen Sichtvermerkes bedürfen.

VIII.
Dieses Abkommen tritt am 15. November

1951 in Kraft. Jeder der beiden vertragschließen-
den Teile kann das Übereinkommen ein Monat
im voraus aufkündigen.

Falls die österreichische Regierung bereit ist,
ein Abkommen auf Grund der obigen Bestim-
mungen zu schließen, so wird diese Note und die
analoge an die belgische Regierung gerichtete
Note der österreichischen Bundesregierung als
ein Abkommen zwischen den beiden Regierun-
gen gelten, das zu dem im Artikel VIII vorge-
sehenen Datum in Kraft treten wird.

Ich bitte Euere Exzellenz, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung zu ge-
nehmigen.

Paul V a n Z e e l a n d m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Felix O r s i n i - R o s e n b e r g

Brüsse l

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Artikel VIII am 15. Novem-
ber 1951 in Kraft getreten.

Figl
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28.

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung
des Großherzogtums Luxemburg über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges.

(Übersetzung.)

Österreichische Gesandtschaft.
Brüssel.
Zl. 40.387-A/51.

Brüssel, den 11. Oktober 1951.

Exzellenz!
Unter Bezugnahme auf die Note des Ministe-

riums des Äußeren, Zl. 12.1.6 vom 3. Juli 1951,
beehre ich mich Euerer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Österreichische Bundesregierung, von
dem Bestreben geleitet, den Reiseverkehr zwi-
schen Österreich und dem Großherzogtum
Luxemburg zu erleichtern und damit die Be-
ziehungen zwischen diesen beiden Staaten zu
fördern, bereit ist, mit der luxemburgischen
Regierung auf Grund der Gegenseitigkeit ein
Abkommen über die Befreiung der Angehörigen
unserer beiden Länder von der Sichtvermerks-
pflicht abzuschließen.

Ich schlage Euerer Exzellenz vor, nachstehen-
den Text anzunehmen:

I.

Luxemburgische Staatsangehörige können sich,
ohne Rücksicht auf den Ausgangsort und die
Reiseroute, nach Österreich begeben und sich
dort für eine Höchstdauer von zwei aufeinander-
folgenden Monaten aufhalten, ohne genötigt zu
sein, vorher einen Sichtvermerk zu erlangen,
vorausgesetzt, daß sie im Besitz eines gültigen
Reisepasses sind.

II.

Luxemburgische Staatsangehörige, die sich in
Österreich niederlassen oder sich dort für mehr
als zwei aufeinanderfolgende Monate aufhalten
oder dort irgendeinen Beruf, ein Gewerbe oder
irgendeine andere gewinnbringende Tätigkeit
ausüben wollen, müssen vorher von den zu-
ständigen österreichischen diplomatischen oder
konsularischen Vertretungsbehörden die An-
bringung eines Sichtvermerkes in ihrem Reise-
dokument beantragen und erhalten, aus dem
hervorgeht, daß sie berechtigt sind, sich in Öster-
reich niederzulassen oder aufzuhalten. Dieser
Sichtvermerk wird gebührenfrei erteilt.

III.

Österreichische Staatsbürger, die Besitzer eines
gültigen Reisepasses sind, können sich, ohne
Rücksicht auf den Ausgangsort und die Reise-
route, nach dem Großherzogtum Luxemburg be-
geben und sich dort für eine Höchstdauer von



Stück 8, Nr. 28. 231

zwei aufeinanderfolgenden Monaten aufhalten,
ohne genötigt zu sein, vorher einen Sichtvermerk
zu erlangen.

IV.
Österreichische Staatsbürger, die sich im Groß-

herzogtum Luxemburg niederlassen oder sich
dort für mehr als zwei aufeinanderfolgende
Monate aufhalten oder dort irgendeinen Beruf,
ein Gewerbe oder irgendeine andere gewinn-
bringende Tätigkeit ausüben wollen, müssen bei
den zuständigen diplomatischen oder konsulari-
schen luxemburgischen Behörden die Anbringung
eines Sichtvermerkes in ihrem Reisedokument
beantragen und erhalten, aus dem hervorgeht,
daß sie berechtigt sind, sich im Großherzogtum
Luxemburg niederzulassen oder aufzuhalten.
Dieser Sichtvermerk wird gebührenfrei erteilt.

V.
Die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges be-

freit die luxemburgischen und österreichischen
Staatsbürger, die sich nach Österreich respektive
nach dem Großherzogtum Luxemburg begeben
wollen, nicht von der Befolgung der in beiden
Ländern in Geltung stehenden Gesetze und Vor-
schriften, betreffend die Ein- und Ausreise, den
Aufenthalt sowie die Ausübung einer wie immer
gearteten Erwerbstätigkeit. Personen, die gegen-
über den Behörden nicht nachweisen können,
daß sie diesen Gesetzen und Bestimmungen ent-
sprechen, kann die Ermächtigung zur Einreise
versagt werden.

VI.
Vorstehende Bestimmungen finden auf In-

haber von Fremdenpässen und Spezialausweisen
keine Anwendung, die in allen Fällen eines
konsularischen Sichtvermerkes bedürfen.

VII.
Dieses Abkommen tritt am 15. November

1951 in Kraft. Jeder der beiden vertragschließen-
den Teile kann das Übereinkommen ein Monat
im voraus aufkündigen.

Falls die luxemburgische Regierung bereit ist,
ein Abkommen auf Grund der obigen Bestim-
mungen zu schließen, so wird diese Note und
die analog an die Österreichische Bundes-
regierung gerichtete Note der luxemburgischen
Regierung als ein Abkommen zwischen den
beiden Regierungen gelten, das zu dem in Ar-
tikel VII vorgesehenen Datum in Kraft treten
wird.

Ich bitte Euere Exzellenz, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung zu geneh-
migen.

O r s i n i - R o s e n b e r g m. p.

Seine Exzellenz

Herrn Joseph B e c h
L u x e m b u r g
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(Übersetzung.)

Ministère des Affaires Etrangères.
Luxemburg, den 11. Oktober 1951.

Exzellenz!

Ich beehre mich, Euerer Exzellenz mitzu-
teilen, daß die luxemburgische Regierung, von
dem Bestreben geleitet, den Reiseverkehr
zwischen dem Großherzogtum Luxemburg und
Österreich zu erleichtern und damit die Bezie-
hungen zwischen diesen beiden Staaten zu för-
dern, bereit ist, mit der Österreichischen Bundes-
regierung auf Grund der Gegenseitigkeit ein
Abkommen über die Befreiung der Angehörigen
unserer beiden Länder von der Sichtvermerks-
pflicht abzuschließen.

Ich schlage Euerer Exzellenz vor, nachstehen-
den Text anzunehmen:

I.

Österreichische Staatsbürger, die Besitzer eines
gültigen Reisepasses sind, können sich, ohne
Rücksicht auf den Ausgangsort und die Reise-
route, nach dem Großherzogtum Luxemburg
begeben und sich dort für eine Höchstdauer von
zwei aufeinanderfolgenden Monaten aufhalten,
ohne genötigt zu sein, vorher einen Sichtvermerk
zu erlangen.

II.

Österreichische Staatsbürger, die sich im Groß-
herzogtum Luxemburg niederlassen oder sich
dort für mehr als zwei aufeinanderfolgende
Monate aufhalten oder dort irgendeinen Be-
ruf, ein Gewerbe oder irgendeine andere ge-
winnbringende Tätigkeit ausüben wollen, müssen
bei den zuständigen diplomatischen oder kon-
sularischen luxemburgischen Behörden die An-
bringung eines Sichtvermerkes in ihrem Reise-
dokument beantragen und erhalten, aus dem
hervorgeht, . daß sie berechtigt sind, sich im
Großherzogtum Luxemburg niederzulassen oder
aufzuhalten. Dieser Sichtvermerk wird gebühren-
frei erteilt.

III.
Luxemburgische Staatsangehörige können sich,

ohne Rücksicht auf den Ausgangsort und die
Reiseroute, nach Österreich begeben und sich
dort für eine Höchstdauer von zwei aufeinander-
folgenden Monaten aufhalten, ohne genötigt zu
sein, vorher einen Sichtvermerk zu erlangen,
vorausgesetzt, daß sie im Besitz eines gültigen
Reisepasses sind.

IV.

Luxemburgische Staatsangehörige, die sich in
Österreich niederlassen oder sich dort für mehr
als zwei aufeinanderfolgende Monate aufhalten
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oder dort irgendeinen Beruf, ein Gewerbe oder
irgendeine andere gewinnbringende Tätigkeit
ausüben wollen, müssen vorher von den zu-
ständigen österreichischen diplomatischen oder
konsularischen Vertretungsbehörden die Anbrin-
gung eines Sichtvermerkes in ihrem Reisedoku-
ment beantragen und erhalten, aus dem hervor-
geht, daß sie berechtigt sind, sich in Österreich
niederzulassen oder aufzuhalten. Dieser Sicht-
vermerk wird gebührenfrei erteilt.

V.

Die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges be-
freit die österreichischen und luxemburgischen
Staatsbürger, die sich nach dem Großherzogtum
Luxemburg respektive nach Österreich begeben
wollen, nicht von der Befolgung der in beiden
Ländern in Geltung stehenden Gesetzen und
Vorschriften, betreffend die Ein- und Ausreise,
den Aufenthalt sowie die Ausübung einer wie
immer gearteten Erwerbstätigkeit. Personen, die
gegenüber den zuständigen Behörden nicht nach-
weisen können, daß sie diesen Gesetzen und Be-
stimmungen entsprechen, kann die Ermächtigung
zur Einreise versagt werden.

VI.

Vorstehende Bestimmungen finden auf In-
haber von Fremdenpässen und Spezialausweisen
keine Anwendung, die in allen Fällen eines kon-
sularischen Sichtvermerkes bedürfen.

VII.

Dieses Abkommen tritt am 15. November
1951 in Kraft. Jeder der beiden vertragschließen-
den Teile kann das Übereinkommen ein Monat
im voraus aufkündigen.

Falls die Österreichische Bundesregierung be-
reit ist, ein Abkommen auf Grund der obigen
Bestimmungen zu schließen, so wird diese Note
und die analog an die luxemburgische Regie-
rung gerichtete Note der Österreichischen Bun-
desregierung als ein Abkommen zwischen den
beiden Regierungen gelten, das zu dem im
Artikel VII vorgesehenen Datum in Kraft treten
wird.

Ich bitte Euere Exzellenz, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung zu ge-
nehmigen.

B e c h m. p.
Seiner Exzellenz

Herrn Dr. Felix O r s i n i - R o s e n b e r g

Brüsse l

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Artikel VII am 15. Novem-
ber 1951 in Kraft getreten.

Figl
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